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Die Position von Frau Nahles

"Es kann nicht sein, dass
jemand innerhalb der EU
nur umziehen muss, um
volle Sozialleistungen eines
anderen Landes zu
erwerben — obwohl es ein
leistungsfahiges
Sozialsystem auch in
seinem Herkunftsland gibt.”
Die Welt, 14.2.2016




Das LSG Berlin-Brandenburg sagt dazu:

"Die Begrundung des Gesetzgebers zur Neuregelung ab 29.
Dezember 2016 erscheint jedoch anfechtbar (...): "Die betroffenen
Personen koénnen in ihren Heimatstaaten ohne Gefahr fur Leib und
Leben wohnen und existenzsichernde Unterstltzungsleistungen
erlangen, "da in der EU soziale Mindeststandards bestehen, auf die
sich die Mitgliedstaaten geeinigt haben. Nach Artikel 13 der
Europaischen Sozialcharta vom 18. Oktober 1961 haben sich die
Vertragsparteien verpflichtet, sicherzustellen, dass jedem, der nicht
Uber ausreichende Mittel verfligt und sich diese auch nicht selbst oder
von anderen verschaffen kann, ausreichende Unterstltzung im
Heimatland gewahrt wird"). Denn ein vertraglich vorgesehener
Zustand wird ohne Beleg mit einem tatsachlich in allen
Mitgliedsstaaten bestehenden Zustand gleichgesetzt.


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=194746&s0=ausländer&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=

Zur Vorgeschichte

Viele Jahre war sehr umstritten, ob

Unionsburger*innen, die

= (ber ein Aufenthaltsrecht nur zur Arbeitsuche
oder

= die Uber kein materielles Aufenthaltsrecht
verflgen,

von den Leistungen des SGB Il und SGB XI|

ausgeschlossen werden durfen, oder ob dies

dem Gleichbehandlungsgrundsatz des

Europarechts widerspricht.



Zur Vorgeschichte

Der EuUGH hat in mehreren Urtellen entschieden,
dass ein Ausschluss von ,Sozialhilfe” fur (nur)
arbeitsuchende oder fur Unionsburger*innen
ohne materielles Aufenthaltsrecht gem. Art. 24
Abs. 2 UnionsRL europarechtskonform sei.

« Dano”, 11. November 2014
« JAlimanovic’, 15. September 2015
 (Garcia-Nieto", 25. Februar 2016



Zur Vorgeschichte

Das Bundessozialgericht hat daraufhin in acht
Urteilen zwischen Dezember 2015 und Marz
2016 mehrere Grundsatzentscheidungen gefallt:



Zur Vorgeschichte




Die Gesetzesanderung am 29. Dezember 2016

Am 29. Dezember 2016 Ist das
,Jnionsburger*innen-Ausschlussgesetz” in Kraft
getreten, das zum Ziel hat, die Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts auszuhebeln.



Die Gesetzesanderung am 29. Dezember 2016

Angehorige der EFA-Staaten haben einen Anspruch auf
Leistungen des SGB XIll, wenn sie Uber einen ,erlaubten®
Aufenthalt verfigen; auch wenn sie dem Grunde nach
erwerbsfahig sind.

Ermessensleistungen nach dem SGB Xl werden
ausgeschlossen. Stattdessen wird ein Anspruch auf SGB ||
/ XII Leistungen nach einem funfjahrigen gewohnlichen
Aufenthalt eingeflhrt.




Was helldt das jetzt alles?



Was helldt das jetzt alles?

Arbeitnenmer*innen u. Selbststandige

unfreiwillig arbeitslos gewordene nach
weniger als einem Jahr Beschéaftigung

unfreiwillig arbeitslos gewordene nach
mind. einem Jahr Beschaftigung:

Daueraufenthaltsberechtigte (finf Jahre
materiell rechtmafliger Aufenthalt nach EU-
Recht)

Familienangehorige dieser Gruppen

bel einem (fiktiven) Aufenthaltsrecht nach
AufenthG (z. B. familiar oder humanitar)

SGB I/ SGB XII

SGB Il / SGB XII fur
sechs Monate

SGB Il / SGB XIlI
dauerhaft

SGB I/ SGB XII

SGB I/ SGB XII

SGB Il / SGB XII




Was heildt das jetzt alles?

Nach funf Jahren gewohnlichem, aber
nicht durchgangig materiell
freizlgigkeitsberechtigtem Aufenthalt

EFA-Angehdrige mit Aufenthaltsrecht nur
zur Arbeitsuche

EFA-Angehdrige mit Aufenthaltsrecht
nach Art. 10 VO 492/2011 (frihere
Arbeitnehmer*innen, deren Kinder zur
Schule gehen)

Nach Verlustfeststellung durch die
Auslanderbehodrde

SGB 1l / SGB XII;
Meldepflicht;

SGB XI|
(Einschrankungen bei

§ 67ff)

SGB XII
(Einschrankungen bei
§ 67ff)




Was helldt das jetzt alles?
Aufenthaltsrecht nur zur Arbeitsuche,

nicht EFA-Angehdrige

Aufenthaltsrecht nach Art. 10 VO
492/2011, nicht EFA-Angeharige

Unionsburger*innen ohne materielles
Aufenthaltsrecht

,Uberbriickungsleistungen“
far einen Monat;
Meldepflicht;
Verlustfeststellung droht
nicht!

,Uberbriickungsleistungen*
fur einen Monat;

Meldepflicht;
Verlustfeststellung droht
nicht!

~,Uberbriickungsleistungen*
fur einen Monat;
Meldepflicht;
Verlustfeststellung droht!




Streitpunkte in der Praxis



Ein paar Streitpunkte in der Praxis:

Stellt die Bescheinigung Uber die Unfreiwilligkeit der Arbeitslosigkeit die Arbeitsagentur oder
das Jobcenter aus?

Sind mehrere kurzfristige Beschéaftigungsverhaltnisse flr den dauerhaften Erhalt des AN-
Status zusammenzurechnen?

Wie hoch mussen das Einkommen und die Arbeitszeit liegen, um den AN-Status zu erhalten?

Wie hoch muss die Unterhaltsleistung liegen, um den Status eines Familienangehdrigen zu
erhalten?

Wie ist der flnfjahrige gewdhnliche Aufenthalt nachzuweisen? Wohnsitzanmeldung? Andere
Nachweise?

Ist eine ordnungsrechtliche Unterbringung unabhangig vom Sozialleistungsanspruch zu
gewahrleisten?

Ist der Sozialleistungsausschluss flr Unionsburger*innen mit einem Aufenthaltsrecht nach Art.
10 VO 492/2011 europarechtswidrig?

Ist die verfassungsrechtlich garantierte Sicherung des menschenwirdigen Existenzminimums
dann nicht zu garantieren, wenn die Hilfebedurftigkeit durch eine Ausreise tberwunden
werden konnte — obwohl gar keine Ausreisepflicht besteht?

Ist das Ermessen hinsichtlich einer vorlaufigen Bewilligung gem § 41a Abs. 7 SGB |l auf Null
reduziert, da die Frage der Zulassigkeit eines vollstandigen Leistungsausschlusses beim
BVerfG und beim BSG anhangig ist?



http://ggua.de/fileadmin/downloads/Veranstaltunes-Downloads/2017/Unionsbuerger_DPWV/Bescheinigung_Arbeitslosgkeit.jpg
http://www.bsg.bund.de/DE/07_Anhaengige_Rechtsfragen/anhaengige_rechtsfragen_Senat_04.html

Ein Beispiel:

,ES geht um eine Klientin unserer Beratungsstelle.
Sie ist EU-BUrgerin und seit Juni 2015 In
Deutschland. Sie hat bis Ende Dezember 2016 in
Vollzeit gearbeitet. Im Dezember hat sie ihre Stelle
gekundigt und aus diesem Grund 3 Monate
Sperrzeit fur ALG | bekommen. Seit April 2017
Bekommt sie ALG I. Das Geld was sie bekommt,

liegt bei 530 Euro, und reicht fur sie und ithren Sohn
nicht aus.



Ein Beispiel:

Wir haben einen Antrag auf ALG |l im Marz gestellt,
dieser Antrag wurde, mit der Begrundung, dass sie
keinen Arbeitnehmerstatus besitzt, abgelehnt.
Meine Frage ist: ist diese Begruindung richtig? Denn
sie bekommt ja ALG | und somit hat sie iIn meinen
Augen Arbeithehmer-Status. Ich wollte mich nur
vergewissern, ob das eine Aussicht auf Erfolg
haben wird.”



Die Neue
Richtervereinigung
schrelbt zur neuen
Rechtslage:



Die Neue Richtervereinigung schreibt dazu:

,Die Abschaffung von Sozialleistungen an
besonders schwache Mitmenschen untergrabt
die deutsche Rechts- und
Verfassungsordnung®.

,Schwerer Schaden droht dem Arbelts- und Sozial-
recht. Die Regelung schafft eine Gruppe moderner
Sklaven, die alle Arbeitsbedingungen und jedes
Lohnniveau akzeptieren miussen, um hier zu
Uberleben. Dies erhoht den Druck auf diejenigen,
die zur Zeit regularen Beschaftigungen im untersten
Qualifikations- und Einkommensbereich nachgehen.



Die Neue Richtervereinigung schreibt dazu:

Die Regelung legt Axt an das Fundament
unserer Verfassungs- und
Gesellschaftsordnung. Nach dem einleuchtenden
Verstandnis des Bundesverfassungsgerichts
wurzeln existenzsichernde Leistungen unmittelbar in
der Menschenwdirde. Bisher galt, dass jeder
Mensch unabhangig von seiner Herkunft dasselbe
Recht auf ein Leben in Wlrde in sich tragt. Die
Neuregelung ersetzt dieses tragende Prinzip
durch sozialrechtliche Apartheid. Die Folgen flr
die deutsche Gesellschaft sind unabsehbar.”



Ein paar Gedanken zur
Positionierung



Ein paar Gedanken zur Positionierung

Die deutsche Rechtslage und —praxis fuhrt zu Verelendung und
vollstandiger Exklusion — insbesondere fir besonders
schutzbedurftige Bevolkerungsgruppen. Die Menschen werden trotz
Sozialleistungsentzugs nicht ausreisen. Dies kann aus sozial- und
ordnungspolitischen Grinden nicht akzeptiert werden!

Die gegenwartige Praxis des vollstandigen Leistungsausschlusses
entspricht einem radikalisierten Sanktionsregime im SGB Il: Wer als
Unionsbirger*in seine Arbeitskraft nicht zur Verwertung einsetzt,
unterliegt nicht nur den bekannten Sanktionen des SGB |l, sondern
droht seine vollstandige physische Existenz in Deutschland zu
verlieren.

Der Zugang zu existenzsichernden Sozialleistungen darf nicht von der
Staatsangehorigkeit oder vom Aufenthaltsstatus abhangig gemacht
werden. Alles andere bedeutet eine regressive Entwicklung hin zu einer
Renationalisierung des Sozialen, die auch aus europapolitischen
Grinden abzulehnen ist.




Ubersicht
e

1. EU-Burger*innen mit SGB [I-Anspruch
2. EU-Burger*innen mit SGB XlI-Anspruch

3. EU-BUrger*innen ohne regularen
Sozialleistungsanspruch

4. Die Uberbruickungsleistungen
5. Praxistipps zur Antragstellung
6. Fallbeispiele
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Aufenthaltsrecht von
Unionsbdrger*innen und ithren
Familienangehorigen



1. In den ersten drel Monaten

2. Aufenthalt fur mehr als drel
Monate

3. Aufenthalt nach funf Jahren



1. Dreimonatiges voraussetzungsloses
Aufenthaltsrecht

= Voraussetzungsloses Aufenthaltsrecht;
ausreichende Existenzmittel sind keine
Voraussetzung

= Leistungsausschluss in den ersten drei Monaten
gem. § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB Il ftir Auslander

= Leistungsausschluss gilt nicht ftr
— Arbeitnehmer oder Selbststandige
— Unfreiwillig arbeitslos Gewordene
— Deren Familienangehorige



2. Recht auf Aufenthalt fur mehr als
drel Monate

- Gebunden an bestimmte Aufenthaltszwecke




:> Bei folgenden Gruppen besteht
weiterhin ein regularer SGB II-/
SGB XlI-Anspruch.




:> Arbeitnehmer*innen




Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)
Berufsausbildung

- EXxistenzsicherung und
Krankenversicherungsschutz sind keine
Voraussetzungen

- Leistungsanspruch SGB Il besteht




:> Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)
Berufsausbildung

- Als ,Arbeithehmer’ ist jeder anzusehen, der eine
tatsachliche und echte Tatigkeit austbt, wobel
Tatigkeiten aul3er Betracht bleiben, die einen so
geringen Umfang haben, dass sie sich als vallig

untergeordnet und unwesentlich darstellen.




Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

Berufsausbildung

- EIne Mindesteinkommensgrenze oder
Mindeststundenzahl sind nicht vorgesehen. Laut
EUGH kdnnen 5,5 Wochenstunden ausreichend
sein. Laut BVerwG kann ein Monatseinkommen
von 165-175 Euro ausreichend sein. Laut BSG
kann ein Einkommen von 100 € ausreichend sein.

- EUGH-Urtell :
BVerwG, 19.4.2012, :
BSG, Urtell vom 19.10.2010,



http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=74927&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=206543
http://www.bverwg.de/entscheidungen/entscheidung.php?ent=190412U1C10.11.0
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=137833

s e Jobcenter

RIGIONALVE 0
SAARBROIKLN

Burbacher Markt 20, 68115 Saarbrocken IM REGIONALVERBAND
SAARBRUCKEN

Job and S 1, Postfach 555000, 66104 Saarbriicken Ihr Zeichen:
Ihre Nachricht:

Mein Zeichen: 889
BG-Nummer:.  55502//0041322
(Bei jeder Antwort bitte angeben)

Telefon: +49 681 75595 100

Telefax: . +49 681 85918 501

E-Mail: Jobcenter-Saarbruecken.Burbach-
Team889@jobcenter-ge.de

Datum: 22.01.2018

Betreff: Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB
)]

Sehr geehrter Herr

Sie haben keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, weil Sie keinen Arbeitnehmersta-
tus besitzen. Arbeitsnehmer ist nicht, wer die Tétigkeit nur zum Zwecke des ergénzenden Sozialleistungsbezugs
aufgenommen hat.

Sie sind am 05.09.2017 in die Bundesrepublikk Deutschlang eingereist und haben am 01.10.2017 eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschaftigung aufgenommen. Am 15.12.2017 ist Ihre Frau mit den beiden Kindern eingereist.

Ihr Aufenthaltsrecht besteht allein zum Zweck der Arbeitssuche gem. § 7 Satz Nr. 2b SGB . /

/

Die Entscheidung beruht auf § 7 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).
Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann jeder Betroffene oder ein von diesem bevollmachtigter Dritter innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Wideérspruch erheben. Fir Minderj&hrige oder nicht geschaftsfahige Personen handelt deren
gesetzlicher Vertreter. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der im Briefkopf genannten Stelle
einzulegen.

20§ [wode
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Mit freundlichen GruRen
im Auftrag



Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

Berufsausbildung
- 172 bis 156 Euro ausreichend (

)
- Ausreichend kann sein, wenn Einkommen in H6he
der Freibetragsgrenze des § 11b Abs. 2 SGB ||
(100 Euro) liegt

- Arbeitnehmer*innenstatus ist auch mit einer
Tatigkeit von finf Wochenstunden und 180 Euro
Monatseinkommen gegeben

(


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=189592&s0=unionsb%FCrger&s1=arbeitnehmer&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=188261
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=191467&s0=ausschluss &s1=ausl%E4nder&s2=&words=&sensitive=

Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

Berufsausbildung

- Arbeitnehmer*innenstatus ist auch bei einer
Beschaftigung mit funf Wochenstunden und 187
Euro Monatseinkommen nicht ausgeschlossen,

(
)
- Arbeitehmer*innenstatus auch bel
finfkopfiger Familie mit monatl. Einkommen von
252 Euro (SG
)


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=191170&s0=ausl%E4nder&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=191107

Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

9

Berufsausbildung

Status als Arbeitnehmer bleibt fir sechs Monate
erhalten bel unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach
weniger als einem Jahr Beschaftigung

Status als Arbeitnehmer bleibt auch langer
erhalten bel Arbeitsplatzverlust in Folge von
Krankheit oder Unfall

Status als Arbeitnehmer bleibt dauerhaft erhalten
bel unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach mindestens
einem Jahr Beschéaftigung

Unfreiwilligkeit wird durch die Agentur fur Arbeit
bescheinigt. Bis zur Bescheinigung gilt die
Arbeitslosigkeit als unfreiwillig.


http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm

Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

9

Berufsausbildung

Unfreiwillig ist der Verlust, wenn die Person ,die
Grunde, die zur Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses (Kundigung,
Aufhebungsvertrag) gefuhrt haben, nicht zu
vertreten hat.”

Voraussetzung ist, dass die Person sich arbeitslos
bei der Arbeitsagentur meldet, ,,den
Vermittlungsbemuhungen der zustandigen
Arbeitsagentur zur Verfugung steht und sich selbst
bemdtiht, seine Arbeitslosigkeit zu beenden”

(
).


http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_03022016_MI12100972.htm

Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

9

9

Berufsausbildung

Bel vorubergehender Arbeitsunfahigkeit
Infolge Krankheit oder Unfall — in diesem Fall
ohne Befristung.

Dies gilt auch fur eine Frau, die ,wegen der
korperlichen Belastungen im Spatstadium ihrer
Schwangerschaft und nach der Geburt des Kindes
aufgibt, die "Arbeitnehmereigenschaft" im Sinne
dieser Vorschrift behalt, sofern sie innerhalb eines
angemessenen Zeitraums nach der Geburt ihres
Kindes ihre Beschaftigung wieder aufnimmt oder
eine andere Stelle findet” (EuGH Urtell vom
19.06.2014 - , Saint Prix gg. United
Kingdom).


http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=153814&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=531179

Arbeithehmer oder zur (betrieblichen)

9

Berufsausbildung

Beschaftigungszeiten werden auch dann
zusammen gerechnet werden, wenn dazwischen
Unterbrechungszeiten liegen (

).
Auch mehrere, unterbrochene Zeiten der
Beschaftigung konnen zu einem unbefristet
fortgeltenden Arbeithehmer*innenstatus fuhren,
wenn innerhalb eines Zeitraum von zwel Jahren
Insgesamt eine einjahrige Beschaftigungsdauer

erreicht wird.
SG


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=182591&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=191374&s0=ausl%E4nder&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=

Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

Berufsausbildung

- Die Frage ist vom Bundessozialgericht
entschieden worden: B4 AS 17/16 R
,2Auch unterbrochene Zeiten der Beschaftigung von
Insgesamt einem Jahr konnen zum unbefristeten
Fortbestand des Arbeitnehmer*innenstatus’ fuhren.
Unterbrochene Tatigkeiten konnen das gesetzliche
Erfordernis jedenfalls dann erflllen, wenn, wie es
hier moglicherweise der Fall war, nur zwel
Tatigkeiten, getrennt durch einen Zeitraum von
lediglich zwel Wochen, zu einer Tatigkeit von
Insgesamt mehr als einem Jahr fuhren. Dies folgt
aus einer an Wortlaut, Systematik, Sinn und Zweck
sowie der Entstehungsgeschichte des FreizigG/EU
ausgerichteten Gesetzesauslegung.”



Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)
Berufsausbildung

— Auch wahrend einer betrieblichen

Berufsausbildung besteht nun Anspruch auf SGB

lI-Leistungen, wenn keine oder zu wenig BAB
geleistet wird.






:> Selbststandige

- ,Eine wirtschaftliche Tatigkeit muss tatsachlich
und auf unbestimmte Zeit mittels einer festen
Einrichtung ausgetbt werden. Der formelle Akt der
Registrierung ist nicht ausreichend.”

( )

- EXxistenzsicherung und
Krankenversicherungsschutz sind keine
Voraussetzung

Leistungsanspruch SGB Il besteht


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=137833

:> Selbststandige

—monatliche Einnahmen aus selbststandiger
Tatigkeit als Schrottsammlung in Hohe von rund
188 Euro ausreichend

(
).
-~ Gesamteinnahmen von 520 Euro innerhalb von
zwel Monaten aus einer selbststandigen Tatigkeit
der Sperrmullentsorgung ausreichend

(
).


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=185488
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=189621&s0=unionsb%FCrger&s1=selbstst%E4ndig&s2=&words=&sensitive=

:> Selbststandlge

Auch eine freiberufliche Tatigkeit (z. B.
Dolmetscher*innen / Ubersetzer*innen) zahlt als
Selbststandigkeit.

= Tatigkeiten im Rahmen von

Scheinselbststandigkeiten sind automatisch als
Arbeitnehmer*innentatigkeiten zu werten, so dass
damit ebenfalls ein Leistungsanspruch begrindet
wird (§ 7 SGB V).




:> Selbststandlge

Status als Selbststandiger bleibt fur sechs Monate
erhalten bel unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach
weniger als einem Jahr Selbststandigkeit (ergibt
sich aus )

— Status als Selbststandiger bleibt auch langer
erhalten bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit in Folge
von Krankheit oder Unfall

— Status als Selbststandiger bleibt dauerhatft
erhalten bel unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach
mehr als einem Jahr Selbststandigkeit


http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Unionsbuergerrichtlinie.pdf

:> Selbststandige

,Wenn eine Unionsburgerin eine zuvor mehr als ein
Jahr ausgeibte selbststandige Tatigkeit nach § 2
Abs. 2 Nr. 2 oder 3 FreizigG/EU wegen
Schwangerschaft und Geburt des Kindes einstellt,
kann ein fortwirkendes Aufenthaltsrecht nach § 2
Abs. 3 Satz 1 N r. 2 FreizugG/EU bestehen. Dann
kommt der Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 SGB |l fur eine begrenzte Zeit nicht zum
Tragen. (amtlicher Leitsatz)"


http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2017-N-100278?hl=true&AspxAutoDetectCookieSupport=1

Familienangehorige von
Arbeithehmer*innen oder
Selbststandigen




Familienangehdrige von Arbeitnehmer*innen
oder Selbststandigen

Kinder und Enkel unter 21 Jahre, Ehegatten und
eingetragene Lebenspartner

Kinder und Enkel tber 20, Eltern und Grol3eltern,
Stiefkinder und Stiefenkel, Schwiegereltern, wenn
Ihnen vom Unionsburger oder dessen Ehegatten

(teilweise!) Unterhalt geleistet wird (

) (

Ausreichende Existenzmittel und
Krankenversicherungsschutz als Voraussetzung
nur bei den Familienangehaorigen von Nicht-
Erwerbstatigen

Leistungsanspruch SGB Il besteht



http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm

Familienangehaorige von Arbeitnehmer*innen
oder Selbststandigen

Unterhalt in Hohe von 100 Euro kann
ausreichen, um die Eigenschatft als
Familienangehoriger geltend machen zu kdnnen

(

). ; vergleiche auch:



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=178387&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=177292&s0=unionsb%FCrger&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=

Familienangehaorige von Arbeitnehmer*innen
oder Selbststandigen

Bel Scheidung bleibt ein Freizugigkeitsrecht
als Familienangehaorige/-r bestehen, wenn die
Ehe mindestens drei Jahre bestanden hatte,
davon mindestens ein Jahr im Bundesgebiet. Es
kommt hierbel nicht auf den Zeitpunkt der
Trennung an, sondern auf den Zeitpunkt der
,Einleitung des gerichtlichen
Scheidungsverfahrens”.

).



http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__3.html

Familienangehaorige von Arbeitnehmer*innen
oder Selbststandigen

Anspruch auf SGB Il-Leistungen fur getrennt
lebende polnische Mutter eines polnischen Kindes.
Der (polnische) Vater hat Arbeithehmerstatus. Wenn
das Kind selbst Gber ein materielles Aufenthaltsrecht
verfugt (hier als Familienangehdriger, dem der Vater
Unterhalt gewahrt), hat die Mutter in analoger
Anwendung Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 28 AufenthG und unterliegt dem
Leistungsausschluss nicht.



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=194604&s0=ausländer&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=

Familienangehaorige von Arbeitnehmer*innen
oder Selbststandigen

,S 28 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 AufenthG findet aufgrund
des in Art. 18 AEUV statuierten
Gleichbehandlungsgrundsatzes auf minderjahrige
Unionsburger und ihre Eltern Anwendung (...)."

- Siehe auch Verwaltungsvorschriften zum FreizugG,;



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=194604&s0=ausländer&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=
http://dejure.org/gesetze/AufenthG/28.html
http://dejure.org/gesetze/AEUV/18.html
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_03022016_MI12100972.htm

Fallbeispiel

= Herr G. ist togolesischer Staatsbilrger. Sein funfjahriges
Kind hat die griechische Staatsburgerschaft. Beide leben
jetzt in Hamburg, das Kind geht in den Kindergarten.

- Welches Aufenthaltspapier kann Herr G. erhalten?
= Darf Herr G. arbeiten?

= 2> AVwV FreiziigG 3.2.2.2
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http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm

Fall

= Herr G. ist slowenischer Staatsburger. Er hat mit Frau G,
einer serbischen Staatsburgerin, ein gemeinsames
/jahriges Kind.

= Herr G. verlasst die beiden und zieht nach Frankreich.

=  Frau G. und das Kind leben von Hartz IV.

= Kann das Kind in Deutschland bleiben? Kann die Mutter
In Deutschland bleiben?

= 2§ 3 ADbs. 4 FreizugG
= 2> AVwV FreiziiqG 3.4
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http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__3.html
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm

,Aufenthaltskarte*

=  Fdr Familienangehorige aus Drittstaaten
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ﬁ Daueraufenthaltsrecht




aueraurenthaltsrecnt

Deklaratorisch, wird auf Antrag bescheinigt
Unabhangig vom ursprunglichen Aufenthaltsgrund

Voraussetzung: funf Jahre rechtmaliiger
Aufenthalt nach Unionsrecht

Unterbrechungszeiten von bis zu sechs Monate im
Jahr zahlen mit! Eine einmalige Unterbrechung von
bis zu einem Jahr aus wichtigem Grund zahlt mit! (§
4a Abs. 6 FreizugG)

Nach funf Jahren: Keine Einschrankungen bel
Anspruch auf Sozialleistungen und
Arbeitsmarktzugang

In bestimmten Fallen bereits vor Ablauf von flnf
Jahren. (8 4a Abs. 2 und 3 FreizliaG)



http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__4a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__4a.html

Nach funfjahrigem gewohnlichen Aufenthalt
:> besteht fur alle Gruppen ein Anspruch auf
SGB Il / SGB Xll-Leistungen, auch wenn
nicht durchgangig ein materiell
freizugigkeitsberechtigter Aufenthalts
bestanden hat. Voraussetzungen:

,ohne wesentliche Unterbrechung im
Bundesgebiet

keine Verlustfestellung

Anmeldung bel der zustandigen
Meldebehorde.

Das Freizugigkeitsrecht kann dennoch
entzogen werden.




FUr Personen mit einem Aufenthaltsrecht nach
Art. 10 VO 492/2011 i1st der SGB II-
Ausschluss umstritten!

- Mehrere Gerichte haben bereits festgestellt,
dass er europarechtlich nicht zulassig ist!



Z. B.: LSG NRW (6. Senat); Beschluss vom 1. August

2017;: L 6 AS 860/17 B ER

Anspruch auf SGB Il mit Aufenthaltsrecht nach Art. 10 VO
492/2010.Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2c
SGB Il verstof3t gegen das Gleichbehandlungsgebot aus Art. 4
VO 883/2004 und ist daher nicht anwendbar. Das LSG NRW
geht von einem originaren eigenstandigem Aufenthaltsrecht
aus, dass gerade unabhangig von den Voraussetzungen der
RL 2004/38/EG besteht. Die Regelung des Art. 24 Abs. 2 RL
2004/38/EG findet keine Anwendung, da dies ein
Aufenthaltsrecht allein nach der RL 2004/38/EG voraussetzen
wirde. Der Leistungsausschluss nach § 7 Absatz 1 Satz 2 Nr.
2 ¢ SGB Il verstdl3t gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz
des Art. 4 V. 883/2004 und fuhrt zur Nichtanwendbarkeit des
diskriminierenden Merkmals des nationalen Rechts bei
Anwendung der Ubrigen Tatbestandsvoraussetzungen des
Leistungsanspruchs.



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=194605&s0=ausländer&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=

Bel folgenden Gruppen besteht ein
regularer SGB XlI-Anspruch,
obwohl es sich um erwerbsfahige
Personen handelt.




1. Arbeitsuchende und

2. Verbleibeberechtigte Kinder ehemaliger
Arbeitnehmer*innen in Ausbildung (Art.
10 VO 492/2011)

3. Unionsblrger*innen ohne materielles

Aufenthaltsrecht

—->Wenn sie aus den Staaten des
Europaischen Flrsorgeabkommens

—->BSG, Urtell vom 3. Dezember 2015,

B4 AS 59/13 R



DER (EFA) gilt far
folgende Staatsangehorige:

Belgien, Danemark, Estland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Island, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande,
Norwegen, Portugal, Schweden, Spanien, Turkel,
Grol3britannien.

Staatsangehorigen der genannten Staaten ist, wenn
sie sich in Deutschland ,erlaubt aufhalten und nicht
Uber ausreichende Mittel verfiigen, in gleicher Weise
wie seinen eigenen Staatsangehaorigen und unter den
gleichen Bedingungen die Leistungen der sozialen und
Gesundheitsfirsorge (...) zu gewéahren.” (Art. 1 EFA)

Mit Osterreich besteht ein vergleichbares Abkommen.


https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=090000168006379f

Das Recht besteht i. d. R flir sechs Monate

Dartber hinaus, wenn nachgewiesen werden
kann, dass weiterhin und mit begrtiindeter Aussicht

auf Erfolg Arbeit gesucht wird

- Wichtig fur die Praxis:
Bewerbungen, Stellenrecherche,
Qualifizierungen usw. dokumentieren!




Arbeitsuchende

Anspruch auf SGB XlI-Leistungen nach dem
Europaischen Fursorgeabkommen fur
Italiener*innen mit Aufenthaltsrecht nur zur
Arbeitsuche bzw. nach Art. 10 VO 492/2011. Der
zuerst angegangene Trager (hier: das Jobcenter)
muss gem. § 43 SGB | in Vorleistung treten, da es

den Antrag nicht an das Sozialamt weliter geleitet
hat.


http://ggua.de/fileadmin/downloads/unionsbuergerInnen/LSG_Berlin-Brandenburg__21.03.2017.pdf

Arbeitsuchende

Leistungen des SGB XlII fur italienischen
Staatsangehdrigen nach EFA

,Der Zugang zu Leistungen des SGB XI| fur
Staatsangehorige von EFA-Signatarstaaten ist
somit unter den Voraussetzungen des EFA ohne
die fir Auslander geltenden
Ausschlusstatbestande des § ~~ Abs. 3 SGB XI|
gegeben (BSG wie eben).


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=191208&s0=ausl%E4nder&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=
http://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html

Arbeitsuchende

Auf die (vorlaufige) Ruckkehr in inr Heimatland
kann die Antragstellerin nicht verwiesen werden.
Solange die zustandige Auslanderbehdrde keine
"Verlustfeststellung" getroffen hat, gilt - wie
ausgefluhrt - zu ihren Gunsten die Vermutung
eines bestehenden Freizugigkeitsrechts.”


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=191208&s0=ausl%E4nder&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=

Arbeitsuchende

SGB Il fur osterreichische Staatsburger*innen mit
Aufenthaltsrecht nur zur Arbeitsuche,
,Weil der Klager als Osterreichischer Staatsangehoriger
geman Art. 2 Abs. 1 DOFA (Deutsch-Osterreichisches
Flrsorgeabkommen) einen Anspruch auf
Gleichbehandlung bei Flrsorgeleistungen hat,
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
SGB Il Fursorgeleistungen geman Art. 1 Nr. 4 DOFA sind
(dazu bb) und kein Ausschlusstatbestand nach dem
Schlussprotokoll zum Abkommen vorliegt (dazu cc), ist §
Abs. 1 S. 2 SGB Il auf ihn nicht anwendbar. Er hat
Anspruch auf Arbeitslosengeld Il wie ein deutscher
Staatsburger.”



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=190937&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html

Verbleibeberechtigte Kinder
ehemaliger Arbeitnehmer*innen

wahrend des Schulbesuchs

Nach Art. 10 der VO 492/2011 steht den Kindern
eines fruheren ,\WWanderarbeiters” das Recht zu,
Lunter den gleichen Bedingungen wie die
Staatsangehorigen dieses Mitgliedstaats am
allgemeinen Unterricht sowie an der Lehrlings-
und Berufsausbildung teil(zu)nehmen®.

Daraus ergibt sich somit sowohl ein
Aufenthaltsrecht als auch ein Recht auf
Gleichbehandlung.



Verbleibeberechtigte Kinder
ehemaliger Arbeitnehmer*innen

wahrend des Schulbesuchs

Das Aufenthaltsrecht der Kinder und ihrer Eltern
besteht ausdrucklich unabhangig von der
Sicherung des Lebensunterhalts (vgl.:

Rechtssache “lbrahim®). Wahrend des
Aufenthaltsrechts aus Art. 10 VO 492/2011
bestent fir EFA-Angehorige Anspruch auf
regulare Leistungen nach SGB XII. Der
Leistungsbezug gefahrdet das Freiztgigkeitsrecht
nicht!


http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=75432&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1

:> Bel folgenden Gruppen besteht nach
dem Gesetzeswortlaut kein SGB ||
und kein SGB XlI-Anspruch (aul3er
,Uberbriickungsleistungen*)




:> - Arbeitsuchende

- Frihere Arbeitnehmer*innen und ihre
Kinder in Schule oder
Berufsausbildung (Art. 10 VO
883/2011)

—->Personen ohne materielles
Aufenthaltsrecht (Nicht-Erwerbstatige
ohne ausreichende Existenzmittel)

- (wenn sie nicht aus den EFA-Staaten

kommen)



Aber: Die Leistungsausschlusse sind
sehr umstritten. Sie widersprechen:

—->Dem Grundrecht auf Gewahrleistung
eines menschenwdurdigen
Existenzminimums

-2 Fur Kinder enemaliger
Arbeitnehmer*innen (Art. 10 VO
492/2011) EU-Recht.



LSG Niedersachsen-Bremen (8. Senat), Beschluss
vom 16. Februar 2017; L 8 SO 344/16 B ER
bulgarische Staatsangehdrige ohne materielles
Aufenthaltsrecht (Nicht-Erwerbstatige); Anspruch
auf vorlaufige Leistungen des SGB Il gem. § 41a
Abs. 7 SGB Il (vorlaufige Bewilligung, wenn ein
Verfahren zur Prufung der Vereinbarkeit mit
hoherrangigem Recht vor dem
Bundesverfassungsgericht anhangig ist oder eine
entscheidungserhebliche Rechtsfrage beim
Bundessozialgericht anhangig ist. Beides ist zu
dieser Frage der Fall.



https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__41a.html

*|_.SG Schleswig-Holstein (6. Senat), Beschluss
vom 17. Februar 2017, L6 AS 11/17/ B ER
SGB Il fur rumanische Staatsangehorige mit
Aufenthaltsrecht nach Art. 10 VO 492/2011; auch
nach neuer Rechtslage; Leistungsausschluss ist
nach vorlaufiger Wirdigung EU-rechtswidrig
,2Fur die Zeit ab 29. Dezember 2016 ist zwar mit
§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 lit. ¢ SGB Il ein neuer
Ausschlussgrund eingefuhrt worden, der sich auf
Personen bezieht, die ein Aufenthaltsrecht aus
Art. 10 VO (EU) 492/2011 herleiten.



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=190912&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html

*|_.SG Schleswig-Holstein (6. Senat), Beschluss
vom 17. Februar 2017, L6 AS 11/17/ B ER
Diesen Leistungsausschluss halt der Senat
allerdings bel vorlaufiger Wirdigung fur
gemeinschaftsrechtswidrig. Da eine Vorlage an
den EuGH im Verfahren des einstwelligen

Rechtsschutzes untunlich ist, geht er nach

~olgenabwagung vorlaufig von einer

_eistungspflicht des Antragsgegners aus.”



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=190912&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=

:> Bel folgender Gruppe bestent ein
Anspruch auf Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz:

= Nach erfolgter Feststellung tGber
den Verlust oder das Nichtbestehen
des Freizugigkeitsrechts.



Die ,,Uberbriickungsleistungen*



§ 23 Abs. 3 SGB X

Hilfebedurftigen Auslandern, die Satz 1 unterfallen,
werden bis zur Ausreise, langstens jedoch flr einen
Zeltraum von einem Monat, einmalig innerhalb von
zwel Jahren nur eingeschrankte Hilfen gewahrt, um
den Zeitraum bis zur Ausreise zu Uberbricken
(Uberbrickungsleistungen); die Zweijahresfrist

beginnt mit dem Erhalt der Uberbriickungsleistungen
nach Satz 3. (...).



§ 23 Abs. 3 SGB X

Die Uberbrtckungsleistungen nach Satz 3 umfassen

1. Leistungen zur Deckung der Bedarfe flr
Ernahrung sowie Korper- und Gesundheitspflege,

2. Leistungen zur Deckung der Bedarfe flr
Unterkunft und Heizung in angemessener HOhe,
einschliel3lich der Bedarfe nach § 35 Absatz 4 und §
30 Absatz 7, (Warmwasser)



§ 23 Abs. 3 SGB X

Die Uberbrtckungsleistungen nach Satz 3 umfassen

3. die zur Behandlung akuter Erkrankungen und
Schmerzzustande erforderliche arztliche und
zahnarztliche Behandlung einschliel3lich der
Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie
sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder zur
Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen
erforderlichen Leistungen (entspricht § 4 und 6
AsylbLG) und

4. Leistungen nach § 50 Nummer 1 bis 3
(Leistungen bel Schwangerschaft und Mutterschatft).



§ 23 Abs. 3 SGB XII

= = Kleidung

= - Hausrat, Haushaltsgegenstande

=2 Strom

= = Bildungs- und Teilhabepaket

= - Behandlung chronischer Erkrankungen

= - Tellhabe am sozialen Leben (Fahrtkosten,
Telefonkosten usw.)

=Die Héhe der ,Uberbriickungsleistungen* liegt damit
ohne Unterkunft im Regelfall bel etwa 186 Euro statt
404 Euro.



§ 23 Abs. 3 SGB X

Soweit dies Im Einzelfall besondere Umstande
erfordern, werden Leistungsberechtigten nach Satz
3 zur Uberwindung einer besonderen Harte andere
Leistungen im Sinne von Absatz 1 gewahrt; ebenso
sind Leistungen Uber einen Zeitraum von einem
Monat hinaus zu erbringen, soweit dies im Einzelfall
aufgrund besonderer Umstande zur Uberwindung
einer besonderen Harte und zur Deckung einer
zeltlich befristeten Bedarfslage geboten ist.



§ 23 Abs. 3a SGB XI|

*Neben den Uberbrickungsleistungen nach Absatz 3
werden auf Antrag auch die angemessenen Kosten
der Ruckreise Ubernommen. (...) Die Leistung ist als
Darlehen zu erbringen.”



Die Meldepflicht



Meldepflicht

Meldepflicht aller Behorden (auf3er Schulen u. a.), wenn diese
Kenntnis haben von Leistungsantrage nach SGB |l oder Xl von
Auslander/-innen, die

tber kein (unionsrechtliches) Aufenthaltsrecht verfugen,

uber ein Aufenthaltsrecht nur zum Zweck der Arbeitsuche
verflgen,

nur tber ein Aufenthaltsrecht nach Art. 10 VO 492/2011
verflgen, oder

einen flunfjahrigen gewohnlichen Aufenthalt nachweisen
konnen.

Auch bei Antragen auf die neuen ,Uberbriickungsleistungen'
nach SGB XIl bestenht eine Meldepflicht an die
Auslanderbehorde.



Meldepflicht

Aber:

Fur Unionsburgerinnen und -burger mit einem
Aufenthaltsrecht zur Arbeitsuche und diejenigen mit einem
Aufenthaltsrecht nach Art. 10 VO 492/2011 ist das
Vorhandensein ausreichender Existenzmittel keineswegs
Voraussetzung fur das Vorliegen des materiellen
Aufenthaltsrechts.

Somit kann ein Antrag auf Leistungen auch nicht zu einer

Verlustfeststellung fuhren, die Meldung ergibt also keinen
Sinn.



Praxistipps zur Antragstellung



1. Antrag stellen

,Die Antragsformulare sind unabhangig von der ortlichen Zustandigkeit
des Leistungstragers auf Verlangen auszuhandigen.”

,2Wird ein Antrag postalisch oder telefonisch gestellt, ist dem Antragsteller
unverzuglich ein Antragsvordruck zur Klarung der
Anspruchsvoraussetzungen zu ubersenden.”

,Uber jeden Antrag ist zu entscheiden, unabhangig von der Abgabe der
Antragsunterlagen.”

,7Auch bei berechtigten Zweifeln am Vorliegen der
Anspruchsvoraussetzungen (z. B. Hilfebedurftigkeit) ist der Antrag als
solcher zu behandeln und zu bescheiden.”

,Der Verweis auf vorrangige Leistungen entbindet nicht von der Pflicht,
uber den Antrag zu entscheiden.”

,Der bei einem unzustandigen Leistungstrager gestellte Antrag ist gemal
§ 16 Abs. 2 SGB | unverzuglich an den zustandigen Trager weiterzuleiten.*

Bundesagentur fur Arbeit: 91


http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377987.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377990

2. Vorschusse / vorlaufige Leistungen beantragen

§ 43 Abs. 1 SGB |

,Bestenht ein Anspruch auf Sozialleistungen und ist
zwischen mehreren Leistungstragern streitig, wer zur
Leistung verpflichtet ist, kann der unter ihnen zuerst
angegangene Leistungstrager vorlaufig Leistungen
erbringen, deren Umfang er nach pflichtgemalen
Ermessen bestimmt. Er hat Leistungen nach Satz 1
ZU erbringen, wenn der Berechtigte es beantragt; die
vorlaufigen Leistungen beginnen spatestens nach
Ablauf eines Kalendermonats nach Eingang des
Antrags.”

92



2. Vorschusse / vorlaufige Leistungen beantragen

§ 42 Abs. 1 SGB |

,Besteht ein Anspruch auf Geldleistungen dem
Grunde nach und ist zur Feststellung seiner Hohe
voraussichtlich langere Zeit erforderlich, kann der
zustandige Leistungstrager Vorschusse zahlen,
deren HOhe er nach pflichtgemallem Ermessen
bestimmt. Er hat Vorschusse nach Satz 1 zu zahlen,
wenn der Berechtigte es beantragt; die
Vorschul3zahlung beginnt spatestens nach Ablauf
eines Kalendermonats nach Eingang des Antrags.”

93



2. Vorschusse / vorlaufige Leistungen beantragen

§ 41a Abs. 7 SGB Il

,Uber die Erbringung von Geld- und Sachleistungen
kann vorlaufig entschieden werden, wenn

1.die Vereinbarkeit einer Vorschrift dieses Buches,
von der die Entscheidung Uber den Antrag abhangt,
mit hOherrangigem Recht Gegenstand eines
Verfahrens bel dem Bundesverfassungsgericht oder
dem Gerichtshof der Europaischen Union ist oder

2.eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage von
grundséatzlicher Bedeutung Gegenstand eines
Verfahrens beim Bundessozialgericht ist.”

94



2. Vorschusse / vorlaufige Leistungen beantragen

L
-§ 41a Abs. 7 SGB I

=/. B.: LSG Bayern (7. Senat); Beschluss vom 23. Juli 2017; L 7
AS 427/17 B ER
Anspruch auf vorlaufige Bewilligung nach § 41a Abs. 7 Nr. 1 SGB |l
far Unionsburger mit Aufenthaltsrecht nur zum Zweck der
Arbeitsuche. Ermessen ist auf null reduziert.
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=194948&s0=ausländer&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=

2. Vorschusse / vorlaufige Leistungen beantragen

s
“§ 41a Abs. 7 SGB |l

= | SG Bayern (7. Senat): Beschluss vom 23. Juli 2017: L 7 AS
427/17 B ER

,ES erscheint zwar hdchstrichterlich geklart, dass der Leistungsausschluss nach § 7
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2b SGB Il europarechtskonform ist (vgl. EUGH vom 15.9.2015, Rs.
C-67/14 -Alimanovic). Jedoch ist hdchstrichterlich noch nicht abschlie3end geklart,
ob der Leistungsausschluss flr nicht ausreisepflichtige, nicht erwerbstatige
Unionsbirger mit dem Grundgesetz zu vereinbaren ist, Art. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs.
1 GG (vgl. u.a. das Ergebnis der Sachverstandigenanh6rung Ausschussdrucksache
18(11)821, insbesondere Stellungnahme von Prof. Dr. Berlit, S. 55 ff; BVerfG vom
14.2.2017, 1 BvR 2507/16 Rn 19). Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf
den Vorlagebeschluss des SG Mainz vom 18.4.2016, S 3 AS 149/16, beim
Bundesverfassungsgericht anhangig unter dem Aktenzeichen 1 BvL 4/16. Auch
wenn die Vorlage des SG zum § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGG a.F. ergangen ist, ist er
auch fur die ab 29.12.2016 geltende Fassung von Bedeutung, da die Vorschrift bzgl.
des Leistungsausschlusses bei einem allein aus dem Zweck der Arbeitssuche sich
ergebenden Aufenthaltsrecht im Wesentlichen unverandert geblieben ist.” 96



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=194948&s0=ausländer&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=
http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-67/14
http://dejure.org/gesetze/GG/1.html
http://dejure.org/gesetze/GG/20.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1 BvR 2507/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S 3 AS 149/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1 BvL 4/16
http://dejure.org/gesetze/SGG/7.html

3. Sprachprobleme?

Die Prifung, inwieweit im Verwaltungsverfahren ein Dolmetscher hinzugezogen werden
muss, erfolgt gestuft: Kundinnen und Kunden mit unzureichenden Deutschkenntnissen sollen
zur Vermeidung von Verstandnisschwierigkeiten in erster Linie eine Person mit
entsprechenden Sprachkenntnissen mitbringen. Ist dies nicht méglich, werden fiir
Ubersetzungen und Dolmetscherdienste Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit
entsprechenden Sprachkenntnissen betraut. Sofern dies ebenfalls ausscheidet, sollen
soziale Verbande bzw. ehrenamtliche Einrichtungen u. 4. - soweit die Ubersetzungs- und
Dolmetscherdienste im Zusammenhang mit ihren Aufgaben stehen - hierfir gewonnen
werden. Bei Bedarf werden die Fachdienste im Rahmen der Beauftragung tiber notwendige

Dolmetscherdienste informiert.
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3. Sprachprobleme?

Stehen diese Méglichkeiten nicht zur Verfligung, ist die BA verpflichtet, Ubersetzungen
vorzunehmen und Dolmetscherdienste anzubieten. GemaR der Verordnung (EG) Nr.
883/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der
sozialen Sicherheit sowie nach entsprechenden Regelungen in zwischenstaatlichen
Abkommen und Ubereinkommen iiber Soziale Sicherheit und Kindergeld darf die
Bundesagentur fur Arbeit bzw. das jeweilige Jobcenter Kundinnen und Kunden aus EU-
Mitgliedsstaaten nicht benachteiligen. Dies gilt insbesondere fiir die Ubersetzung der
Antrage von Personen, die vom personlichen Geltungsbereich dieser Verordnung sowie der
zwischenstaatlichen Abkommen und Ubereinkommen erfasst werden. Bei Erstkontakten
(schriftlich und mindlich) werden notwendige Ubersetzungen bzw. Dolmetscherdienste in
jedem Fall veranlasst.

A


http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Sonstiges/BA_Dolmetscher-Weisung-v.-21.11.2016.pdf.pdf

3. Sprachprobleme?

4.2 Kostenerstattung

Die Kosten fur die Ubersetzung von Schriftstlicken und fur Dolmetscherdienste werden bei
allen Kontakten von Amts wegen (in der Regel aus dem Verwaltungs(kosten)budget)
tUbernommen bei

e Staatsangehorigen aus Staaten der EU (gemaf Art. 2 der VO (EG) Nr. 883/2004
erstreckt sich der Anwendungsbereich auf alle Staatsangehorige eines
Mitgliedsstaates, Staatenlose und Fllchtlinge, die in einem Mitgliedstaat der EU
wohnen, ihre Familienangehérige und Hinterbliebene),

e Staatsangehdérigen aus Drittstaaten, die ihren rechtmalligen Wohnsitz in der EU
haben und sich in einer grenziberschreitenden Situation befinden (gemaf VO (EU)
Nr. 123172010 zur Ausdehnung der VO (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG)
Nr. 987/2009 auf Drittstaatsangehoérige, die ausschliellich aufgrund ihrer
Staatsangehdrigkeit nicht bereits unter diese Verordnungen fallen),

o Staatsangehorigen aus Staaten des Europédischen Wirtschaftsraumes (EWR); die
Verordnungen (EG) Nummer 883/2004 und Nummer 987/2009 finden im Verhaltnis
zu den Staaten des EWR - Island, Liechtenstein und Norwegen - noch Anwendung, 9


http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Sonstiges/BA_Dolmetscher-Weisung-v.-21.11.2016.pdf.pdf

4. Was ist, wenn der Hartz-IV-Antrag abgelehnt wird?

L
= Widerspruch einlegen.

— Und: Eilantrag beim Sozialgericht stellen.
,ZAntrag auf Erlass einer Einstweiligen Anordnung® gem. § 86b
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)

— Im Eilantrag die ,Beiladung” des Sozialamtes (SGB XII)
beantragen

— Falls auch der Widerspruch abgelehnt wird, muss gegen diese
Ablehnung zudem Klage beim Sozialgericht eingelegt werden.
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5. Auch Antrag beim Sozialamt stellen

= Antrag auf Sozialhilfe nach dem SGB Xll beim
Sozialamt stellen.

= Argument: Fur Personen, die ,,dem Grunde nach*
keinen Anspruch auf SGB Il haben, konnen
durchaus einen Anspruch auf Leistungen nach dem

SGB Xll haben, obwohl sie erwerbsfahig sind (§ 21
SGB XllI)

= Der Antrag beim Sozialamt wirkt zurtick auf den

Zeitpunkt der Antragstellung beim Jobcenter (§ 16
SGB )
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5. Zustandigkeiten

§ 16 SGB |

(1) Antrage auf Sozialleistungen sind beim zustandigen Leistungstrager
zu stellen. Sie werden auch von allen anderen Leistungstragern, von
allen Gemeinden und bei Personen, die sich im Ausland aufhalten,
auch von den amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland
Im Ausland entgegengenommen.

(2) Antrage, die bei einem unzustandigen Leistungstrager, bei einer flr
die Sozialleistung nicht zustandigen Gemeinde oder bei einer amtlichen
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland gestellt
werden, sind unverzuglich an den zustandigen Leistungstrager
weiterzuleiten. Ist die Sozialleistung von einem Antrag abhangig, gilt
der Antrag als zu dem Zeitpunkt gestellt, in dem er bei einer der in Satz
1 genannten Stellen eingegangen ist.
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Beispiele



Fall

Herr M. ist deutscher Staatsburger. Er hat ein halbes
Jahr lang in Schweden gelebt und dort Herrn D., einen
russischen Staatsburger, kennen und lieben gelernt.

Sie sind In Schweden eine eingetragene
Lebenspartnerschaft eingegangen und mochten gern
nach Deutschland umziehen.

Herr D. spricht kein Wort deutsch. Ist dies ein Problem?

Welches Aufenthaltspapier wird Herr D. in Deutschland
erhalten?

9
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http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm

Fall

= Frau K. ist norwegische Staatsangehorige. Sie ist seit vier
Jahren verheiratet mit Herrn J., einem brasilianischen

Staatsangehorigen. Beide leben seit etwa acht Monaten
In Deutschland.

= Sje trennen sich, da Frau K. eine neue Partnerin kennen
gelernt hat.

= Kann Herr J. in Deutschland bleiben?
= 2§ 3 ADbs. 5 FreizugG
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Frage

Herr L. ist Deutscher und hat eine slowenische
Staatsangehorige geheiratet. Sie ist vor einigen Tagen
nach Deutschland gezogen und hat Leistungen nach
dem SGB |l beantragt.

Hat sie bereits innerhalb der ersten drei Monate einen
Anspruch?
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Antwort

Aus den Fachlichen Hinweisen der BA zu § 7 SGB |l
(Randnummer 7.5f)
,Familienangehorige von deutschen
Staatsangehorigen sind vom generellen
Leistungsausschluss in den ersten drei Monaten des

Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland nicht
erfasst.”

- Fachliche Hinweise der BA zu § 7 SGB |l
(Randnummer 7.14)
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http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.01.2016.pdf

Fall

Frau K. Ist rumanische Staatsburgerin und lebt seit
einigen Monaten in Deutschland. Sie ist im vierten
Monat schwanger von Herrn J., einem griechischen
Staatsburger, der seit zehn Jahren in Deutschland
gemeldet ist.

Das Jobcenter schreibt, sie habe keinen Anspruch auf
_eistungen, da sie sich nur zur Arbeitsuche In
Deutschland aufhalte.
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Fall

BSG, , 30.1.2013

Der Leistungsausschluss nach § 7 Abs 1 Satz 2 Nr 2 SGB I,
wonach unter Umstanden auch Unionsbirger keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld Il haben, wenn sich ihr Aufenthaltsrecht
allein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt, greift nicht ein.
Unabhangig von der Frage, ob der gesetzlich festgeschriebene
unbegrenzte Ausschluss von Unionsburgern gegen EU-Recht -
Insbesondere die VO (EG) Nr 883/2004 - verstol3t und diese VO
hier Uberhaupt Anwendung finden kann, fehlt es schon an den
tatbestandlichen Voraussetzungen der Norm. Es kann nicht
positiv festgestellt werden, dass sich die Klagerin in dem hier
streitigen Zeitraum allein zur Arbeitssuche in der Bundesrepublik
Deutschland aufgehalten hat. Aufgrund der Vorwirkungen der
Geburt ihres Kindes bestand bereits vor dem hier streitigen
Zeitraum ein anderer Aufenthaltszweck als der vom LSG
ausschliefdlich fur moglich gehaltene Aufenthaltszweck der

Arbeltsuche.
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http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=12972

Eine polnische Staatsburgerin reist 2004 als 14-
jahrige mit den Eltern nach Deutschland ein. Im Jahr
2008 zieht sie bel den Eltern aus und bezieht eine

eigene Wohnung und beantragt Leistungen der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende.+

Hat sie Anspruch?
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Fall

Zum Zeitpunkt der Einreise begrindet sich das
Aufenthaltsrecht auf § 2 Absatz 2 Nr. 6 FreizugG/EU
In Verbindung mit § 3 FreizugG/EU. Dieses vom
Zweck der Arbeitsuche unabhangige
Aufenthaltsrecht geht durch den Auszug aus der
elterlichen Wohnung nicht verloren und kann damit
auch bei einer spater eintretenden Arbeitsuche
fortbestehen. Der Leistungsausschluss nach § 7
Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 greift dann nicht.

11
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Frau L. ist luxemburgische Staatsangehdrige. Sie ist vor zwei Jahren nach
Mecklenburg-Vorpommern gezogen, da sie in Luxemburg keine Perspektive
sah, und hat damals fur drei Monate als Reinigungskraft in einem Minijob
gearbeitet. Dann hatte sie keine Lust mehr auf diese Arbeit und hat selbst
gekundigt. Sie hat eine neunjahrige Tochter Natalie, die in Greifswald die 3.
Klasse der Grundschule besucht.

Seit zwel Jahren findet Frau L- keine neue Beschaftigung. Das Jobcenter
hat einen nun gestellten Antrag auf SGB-II-Leistungen abgelehnt. Im
Bescheid steht: ,Sie verfugen nur uber ein Aufenthaltsrecht zur Arbeitsuche.
Deshalb haben Sie keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II." Auf
Nachfrage im Jobcenter sagte man ihr mundlich: ,Sie sind keine
Arbeitnehmerin mehr. Dieser Status ist sechs Monate nach Verlust Ihrer
Arbeit verloren gegangen. Wenn Sie nicht wissen, wovon Sie leben sollen,
kbnnen Sie ja zurick nach Luxemburg gehen. Deutschland ist schliel3lich
nicht das Sozialamt der Welt. Sonst wirde ja halb Luxemburg nach
Deutschland kommen, um auf unsere Kosten zu leben.”



|BERSTIEE

Der Vater von Natalie, Herr J., ein neuseelandischer
Staatsburger, ist ebenfalls hier. Er hat auch Sorgerecht flr
Natalie und regelmaldigen Kontakt zu ihr, aber er und Frau L.
sind nicht verheiratet. Er verfugt tber keinen Aufenthaltstitel.
Er hat in Deutschland noch nicht gearbeitet. Das Jobcenter
lehnt flr thn die Leistungen ab und die Auslanderbehorde
fordert ihn auf, auszureisen, da er nicht rechtmallig hier sel.




|

Frau K. verlasst Natalie und ihren Partner, well sie eine
Selbststandigkeit in Norwegen aufbauen mochte. Natalie
bleibt bel Herrn J.



|

Natalie ist mittlerweile volljahrig, hat einen Mittleren
Schulabschluss erworben und eine Berufsausbildung
abgeschlossen. Ist ihr Aufenthaltsrecht (und SGB-II-
Anspruch) dadurch verloren? Was ist mit Herrn J.s

Ansprichen?



Fall

Herr H. ist niederlandischer Staatsburger. Er hat seit
sechs Jahren in Deutschland auf der Stral3e gelebt und
vom Pfandflaschensammeln und Betteln seinen
Lebensunterhalt bestritten. Er war durchgehend in der

Wohnung eines Freundes angemeldet.

Nun fragt er ob er Leistungen vom Jobcenter erhalten
kann und ob die Auslanderbehdrde dann seinen

Aufenthalt beenden kann.
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